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Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser, 
 
Brexit: Startschuss der 
Austrittsverhandlungen 
 
Jetzt tickt die Uhr: Ganze 
neun Monate nach dem 
Brexit-Referendum hat 
Premierministerin Theresa 
May den offiziellen Antrag 
des Vereinigten König-
reichs zum Austritt aus 
der EU eingereicht. Das 
bedeutet: Die zweijährige 
Verhandlungsfrist hat be-
gonnen und wird noch vor 
der nächsten Europawahl 
im Mai 2019 abgelaufen 
sein. Bis zu seinem end-
gültigen Austritt behält 
Großbritannien all seine 
Rechte und Pflichten als 
EU-Mitglied. Das Europäi-
sche Parlament ist ein 
wichtiger Akteur bei den 
Austrittsverhandlungen 
und wird am Ende über 
ein mögliches Abkommen 
abstimmen. Unsere Frak-
tion ist sich einig, dass die 
Zeit des britischen „Rosi-
nenpickens“ vorbei ist. 
Diese Woche hat das Par-
lament seine dementspre-
chenden Kernforderungen 
verabschiedet. Dazu zählt 
die Begleichung aller offe-
nen Rechnungen, die sich 
aus der EU-Mitgliedschaft 
ergeben, einschließlich 

der Zusagen für den aktu-
ellen Finanzrahmen, der 
noch bis 2020 läuft. Au-
ßerdem soll es keine 
Sonderrechte bei einzel-
nen Sektoren des EU-
Binnenmarktes geben. Die 
3,2 Millionen in Großbri-
tannien lebenden EU-
Bürger sollen künftig die 
gleichen Rechte wie die 
1,2 Millionen in der EU 
lebenden Briten haben. 
Erst wenn unter Berück-
sichtigung dieser Aspekte 
ein Austrittsabkommen in 
die Wege geleitet ist, kann 
ein neues Abkommen 
zwischen der EU und 
Großbritannien verhandelt 
werden. Wie könnte die 
künftige Beziehung zwi-
schen der EU und Groß-
britannien aussehen? Vier 
„Präzedenzfälle“ bieten 
hier eine Orientierung: 
Mitgliedschaft im Europäi-
schen Wirtschaftsraum 
(Modell Norwegen), Teil-
nahme am Binnenmarkt 
über bilaterale Abkommen 
(Modell Schweiz), eine 
reine Zollunion (wie mit 
der Türkei) oder ein „har-
ter“ Brexit ohne Zugang 
zum Binnenmarkt, mög-
licherweise in Verbindung 
mit einem neuen Freihan-
delsabkommen. Auch 
wenn die ersten Signale 
aus London auf einen 
„harten“ Brexit hindeuten, 

ist das Ergebnis der Ver-
handlungen derzeit eben-
so unabsehbar wie die 
künftigen Beziehungen zu 
Schottland, Nordirland 
oder auch Gibraltar. Wich-
tig bleibt, dass die EU 
während der Verhandlun-
gen geschlossen mit einer 
Stimme spricht. 
 

Emissionsmessungen 
der Automobilindustrie 

 
Vor dem Hintergrund der 
Abgas-Affäre setzte das 
Parlament einen Untersu-
chungsausschuss ein, 
dessen Empfehlungen 
jetzt diskutiert und abge-
stimmt wurden. Meine 
Fraktion sprach sich hier-
bei für eine direkte Markt-
überwachung durch die 
EU-Kommission und ge-
gen die Einführung einer 
zusätzlichen EU-Agentur 
aus. Diese würde lediglich 
den Grad der Bürokratisie-
rung und die anfallenden 
Kosten für die Steuerzah-
ler erhöhen. Weiterhin 
setzten wir uns dafür ein, 
einen Europäischen Um-
weltfonds zu errichten. 
Dieser soll durch in Zu-
sammenhang mit Betrug 
erhobene Bußgelder fi-
nanziert werden. Emissi-
onsbetrug schadet vor 
allem den Fußgängern 
und Fahrradfahrern, die 
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von der Luftverschmut-
zung betroffen sind. Der 
Fonds soll hier gegen-
steuern und Folgen für 
Betroffene verringern. 
 

Neue EU-Verordnung  
zu Medizinprodukten 

 
Das Parlament und der 
Ministerrat haben sich auf 
höhere Standards bei Me-
dizinprodukten geeinigt. 
Fortan wird die Sicherheit 
der Produkte noch stärker 
überwacht werden. So 
wird es unangekündigte 
Inspektionen bei den Her-
stellern geben. Weiterhin 
werden alle medizinischen 
Implantate mit einem Pass 
ausgestattet, um sie si-
cherer zu machen. Vor 
allen heiklen medizini-
schen Eingriffen ist zu-
künftig ein Beratungsge-
spräch verpflichtend. Die 
neuen Regelungen wer-
den im Laufe des Jahres 
2020 in Kraft treten. 
 

Änderungen am mehr-
jährigen Finanzrahmen 

 
Die Halbzeitüberprüfung 
des mehrjährigen Finanz-
rahmens für den Zeitraum 
2014–2020 ist abge-
schlossen. Die Aufgabe 
des Mehrjahresfinanz-
rahmens besteht darin, 
Obergrenzen für Ausga-

ben in den einzelnen Poli-
tikfeldern festzulegen. Er 
ist somit ein Ausdruck po-
litischer Prioritäten. Durch 
die Aufstockung der 
Obergrenzen um insge-
samt 6 Milliarden Euro 
kann die EU künftig bes-
ser auf neue Herausforde-
rungen reagieren, zum 
Beispiel im Bereich Migra-
tion. Die bisherige Ober-
grenze lag bei etwa 963 
Milliarden Euro für den 
gesamten Siebenjahres-
zeitraum. Umgerechnet 
bedeutet das, dass die EU 
jährlich maximal Ausga-
ben tätigen darf, die in 
etwa der Hälfte des deut-
schen Bundeshaushalts 
entsprechen. 
 
Palmöl und die Rodung 

von Regenwäldern 
 
Die Rodung von Regen-
wäldern führt zu einer 
Freisetzung von etwa 1,5 
Gigatonnen Kohlenstoff 
pro Jahr. Die Palmöl-
Industrie trägt mit 40% 
einen maßgeblichen Anteil 
daran. Rodung zur Palm-
ölgewinnung stellt eine 
massive Umweltbelastung 
dar und geht zudem re-
gelmäßig mit Menschen-
rechtsverletzungen einher. 
Vor diesem Hintergrund 
haben wir uns für einheit-
liche Zertifikate und Krite-

rien für Palmöl und Palm-
ölprodukte ausgespro-
chen. Die EU ist derzeit 
der weltweit drittgrößte 
Markt für Palmöl, welches 
in rund 50% der industriell 
verarbeiteten Lebensmittel 
enthalten ist. 
 

Bundespräsident zu  
Besuch in Straßburg 

 
Wir wollen Europa! Diese 
Botschaft überbrachte 
Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier dem 
Europäischen Parlament. 
Dank der EU hätten alle 
Mitgliedsstaaten mehr 
Einfluss als für sich allein 
genommen. Weiterhin 
lobte er die positive Ein-
stellung junger Europäer, 
welche derzeit bei euro-
paweiten „Pulse-of-
Europe“-Demonstrationen 
für die EU auf die Straße 
gehen. Diese jungen 
Menschen zeigten, dass 
man sich trotz Vaterlands-
liebe gleichzeitig als Eu-
ropäer verstehen kann. 
 

Besuch aus der  
Heimat in Straßburg 

 

Diese Woche hat mich der 
Rotary-Club Geislingen-
Laichingen in Straßburg 
besucht. Ich freue mich 
über das Interesse an 
meiner Arbeit! 


